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NEWSLETTER 1/2023 

 

 

In der neuesten Ausgabe des Newsletters berichten wir über folgende 

Themen: 
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1. Ermäßigter Mehrwertsteuersatz von 10% 

In der vorigen Ausgabe unseres Newsletters haben wir über die Novellierung des Mehrwertsteuergesetzes 

berichtet, mit der die Einführung eines ermäßigten Mehrwertsteuersatzes von 10% für ausgewählte, unten 

aufgeführte Dienstleistungen, für eine Übergangszeit (bis zum 31.3.2023) beschlossen wurde. Der Nationalrat 

der Slowakischen Republik hat am 22.12.2022 eine weitere Novelle des Mehrwertsteuergesetzes mit Wirkung 

vom 1.4.2023 beschlossen, die es ermöglicht, den ermäßigten Mehrwertsteuersatz auf die spezifizierten 

Dienstleistungen dauerhaft anzuwenden. 

 

Die Dienstleistungen, auf die der ermäßigte MwSt.-Satz auch nach dem 31.3.2023 angewandt werden kann, 

sind in Anhang 7a des MwSt.-Gesetzes aufgeführt, und zwar sind das 

 

• Personenbeförderungsdienste mit Seilbahnen, Standseilbahnen und Skiliften, 

• Dienstleistungen zur Sportausübung in Innen- und Außensportanlagen (einschließlich des Eintritts in 

Fitnesszentren) und der Eintrittspreis für künstliche Schwimmbäder, 

• Restaurant- und Bewirtungsdienste, 

• Beherbergungsdienste. 

 

Insbesondere Anbieter von Restaurant- und Verpflegungsdienstleistungen sollten bei der Anwendung des 
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ermäßigten MwSt.-Satzes Vorsicht walten lassen, da seine Anwendung etwas komplizierter ist. Für die 

ordnungsgemäße Anwendung des ermäßigten Steuersatzes ist es wichtig, dass die Restaurant- und 

Bewirtungsdienste von ausreichenden Nebenleistungen begleitet werden, um den Verzehr der ausgegebenen 

Speisen oder Getränke an Ort und Stelle zu ermöglichen. Ein Beispiel für eine Nebenleistung ist die 

Bereitstellung einer Räumlichkeit zum Essen, Bedienung oder die Bereitstellung von Toiletten oder 

Umkleideräumen. Daraus folgt, dass der ermäßigte Steuersatz gilt, sofern der Kunde im Restaurant Essen 

bestellt und auch verzehrt. Der Kauf von Speisen zum Mitnehmen oder die Lieferung von Speisen nach Hause 

unterliegt jedoch dem normalen Mehrwertsteuersatz von 20%, da es sich im Sinne der Mehrwertsteuer um 

eine Warenlieferung handelt.  

  

 

2. Mit der Novelle des Gesetzes über die Sozialwirtschaft und 
Sozialunternehmen werden so genannte Familienunternehmen eingeführt 

Am 2. Dezember 2022 hat der Nationalrat der Slowakischen Republik eine Änderung des Gesetzes über die 

Sozialwirtschaft und Sozialunternehmen verabschiedet. Zu den wichtigsten Änderungen gehört die Aufnahme 

neuer Bestimmungen über Familienunternehmen, wodurch Familienunternehmen einen eigenen 

Rechtsrahmen erhalten.   

 

Gemäß der Novelle kann als Familienunternehmen nur ein Unternehmen gelten, das vorrangig zu dem Zweck 

gegründet wurde, eine Unternehmung mit wesentlichen familiären Bindungen zu betreiben. Mit den 

Bestimmungen für Familienunternehmen wird also keine neue, eigenständige Rechtsform geschaffen, 

sondern es werden die Merkmale eines Familienunternehmens für Unternehmen der bereits bestehenden 

Rechtsformen definiert. Ausgewählte Rechtsformen sind: Handelsgesellschaft, Genossenschaft und 

Einzelunternehmer.  

 

Das Vorhandensein familiärer Bindungen ist für ein Familienunternehmen sowohl im Hinblick auf sein internes 

Funktionieren als auch auf die Erreichung der Unternehmungsziele von wesentlicher Bedeutung. Die 

wesentlichen Merkmale vorhandener familiärer Bindungen sind:  

 

• Mehrheit der Stimmrechte zugunsten von Mitgliedern derselben Familie, 

• Beteiligung an der Leitung des Unternehmens durch die Person des Satzungsorgans aus 

Familienangehörigen,  

• mehrheitlicher wirtschaftlicher Nutzen für Mitglieder einer Familie. 

 

Die Gesetzesnovelle regelt auch den Rat eines Familienunternehmens als satzungsgemäßes Organ des 

Unternehmens, die Bedingungen, unter denen ein Unternehmen in das Register der Familienunternehmen 

aufgenommen werden kann, sowie die Gewährung des Status und die Pflichten eines eingetragenen 

Familienunternehmens.    

 

Künftig könnten Familienunternehmen Zugang zu ausgewählten Formen direkter und indirekter Beihilfen 

erhalten. Konkrete Formen der Unterstützung für Familienunternehmen sind jedoch vorerst nicht gesetzlich 
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festgelegt worden.  

 

Die Änderung des Gesetzes über die Sozialwirtschaft und Sozialunternehmen ist am 1. Januar 2023 in Kraft 

getreten, wobei die Bestimmungen über Familienunternehmen am 1. Juli 2023 in Kraft treten. 

 

 

3. Neue Verordnung des slowakischen Finanzministeriums zur Bestimmung 
des Inhalts der Verrechnungspreisdokumentation 

Ende 2022 wurde eine neue Leitlinie des Finanzministeriums der Slowakischen Republik Nr. 

MF/020061/2022-724(im Folgenden nur „neue Leitlinie“) zur Bestimmung des Inhalts der 

Verrechnungspreisdokumentation(im Folgenden nur „Dokumentation“) im Finanzblatt veröffentlicht. Die neue 

Leitlinie gilt für die Erstellung von Unterlagen für Steuerjahre, die nach dem 31. Dezember 2022 beginnen.  

Die neue Leitlinie führt eine Dokumentationspflicht auch für Darlehen und Anleihen ein, die sich nicht auf die 

Einkommensteuerbemessungsgrundlage auswirken. 

 

Zudem führt die Leitlinie auch eine Änderung für Betriebsstätten in Form einer Erweiterung der 

Dokumentationspflichten ein. Zusätzlich zu den Standardmerkmalen der vollständigen, einfachen oder 

verkürzten Dokumentation wird für Betriebsstätten eine Verpflichtung eingeführt, die Methode der Zuordnung 

von Kapital und Finanzierungskosten der Betriebsstätte zu dokumentieren, wenn die Betriebsstätte diese als 

Steueraufwendungen geltend macht.  

 

Es wird auch der Umkreis der Rechtsträger geändert, die verpflichtet sind, eine verkürzte Dokumentation zu 

führen (wenn für ein bestimmtes Geschäft keine vollständige oder einfache Dokumentation erstellt wird). Diese 

Unterlagen müssen jetzt geführt werden: 

− bei einer bedeutenden kontrollierten Transaktion bei den Steuerpflichtigen, die in dem betroffenen 

Steuerjahr einen steuerlichen Verlust ausgewiesen haben, einen Verlustabzug geltend gemacht haben, 

oder die nicht in den Genuss des ermäßigten Einkommensteuersatzes von 15% gekommen sind, 

− für kontrollierte Transaktionen bei den Steuerpflichtigen, die in dem betroffenen Steuerzeitraum eine 

Steuerbegünstigung in Anspruch nehmen. 

 

 

4. Vorschlag für einen Steuerfreibetrag für Rentenbeiträge 

Am 13.1.2023 wurde dem Nationalrat der Slowakischen Republik ein Gesetzentwurf vorgelegt, mit dem die 

Förderung des freiwilligen Rentensparens verstärkt werden soll. 

 

Es wird vorgeschlagen, einen Steueranreiz in Form eines Steuerfreibetrages in Höhe der nachweislich 

gezahlten freiwilligen Beiträge zum Altersrentensparen einzuführen, und zwar bis zu einem Höchstbetrag von 

2% der Steuerbemessungsgrundlage aus Einkünften natürlicher Personen aus nicht-selbstständiger und 

selbstständiger Tätigkeit. Gleichzeitig darf dieser Betrag 2% des 60-fachen des durchschnittlichen 

Monatslohns in der slowakischen Wirtschaft in dem Kalenderjahr, das dem Kalenderjahr, für das die 



 
 

 
Albanien |  Österreich  |  Bulgarien  |  Kroatien  |  Tschechien  |  Ungarn  
Montenegro  | Polen  |  Rumänien | Serbien  |  Slowakei  |  Slowenien 

 

 

4 

Steuerbemessungsgrundlage ermittelt wird, zwei Jahre vorausgeht, nicht überschreiten. 

 

Es wird auch vorgeschlagen, die Schöpfung von Mitteln aus dem freiwilligem Sparen auch vor dem Rentenalter 

zu ermöglichen. Eine Anpassung der Steuerbemessungsgrundlage wird nur erforderlich, wenn die Entnahme 

vor Vollendung des 55. Lebensjahres erfolgt und der Steuerpflichtige den Freibetrag in früheren Zeiträumen 

in Anspruch genommen hat. 

 

Der vorgeschlagene Termin für das Inkrafttreten der Novelle ist der 1.1.2024. 

 
  

 

5. Gesetzentwurf über Umgründungen von Handelsgesellschaften und 
Genossenschaften 

Das Justizministerium der Slowakischen Republik wertet derzeit die Stellungnahmen zum Entwurf des 

Gesetzes über Umgründungen von Handelsgesellschaften und Genossenschaften und über die Änderung und 

Ergänzung einiger Gesetze (im Folgenden nur „das Gesetz“) aus. Das Gesetz wurde zur Umsetzung der 

Richtlinie (EU) 2019/2121 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. November 2019 zur 

Änderung der Richtlinie (EU) 2017/1132 in Bezug auf grenzüberschreitende Umwandlungen, 

Verschmelzungen, Zusammenschlüsse und Spaltungen vorgestellt.  

 

Ziel des Entwurfs ist es, eine einheitliche und umfassende rechtliche Regelung für Verschmelzungen, 

Zusammenschlüsse, Spaltungen, Änderungen der Rechtsform von Unternehmen und deren 

grenzüberschreitende Alternativen zu entwickeln, welche die derzeit gültige rechtliche Regelung im 

Handelsgesetzbuch ersetzen würde. 

 

Der Gesetzesentwurf (unter anderen): 

- führt eine neue Terminologie ein, und zwar die Begriffe der Umwandlungen und grenzüberschreitenden 

Umwandlungen, wobei unter Umwandlungen Verschmelzungen (einschließlich Zusammenschlüsse) und 

Spaltungen von Unternehmen und unter grenzüberschreitenden Umwandlungen grenzüberschreitende 

Verschmelzungen und Spaltungen verstanden werden, 

- führt neue Institute ein - Abspaltung (ein Institut, das einer Teilspaltung entspricht, bei der das gespaltene 

Unternehmen nicht aufhört zu existieren und ein Teil davon in ein anderes Unternehmen abgespalten 

wird), grenzüberschreitende Aufspaltung, grenzüberschreitende Änderung der Rechtsform, 

- verkürzt die Frist für die Mitteilung der übertragenden Gesellschaft über den erstellten 

Umwandlungsentwurf an die Steuerverwaltung (Steuer- oder Zollamt) von derzeit 60 Tagen auf 30 Tage 

vor dem Datum der Hauptversammlung, an der über die Genehmigung des Umwandlungsprojekts 

entschieden werden soll. 

 

Da das Gesetz laut Vorschlag am 1. Juni 2023 in Kraft treten soll, werden wir die weiteren Entwicklungen 

aufmerksam verfolgen und in künftigen Ausgaben unseres Newsletters detailliertere Informationen liefern. 
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6. Entwurf einer Änderung des Gesetzes über regionale 
Investitionsbeihilfen 

Die Abgeordneten des Nationalrates der Slowakischen Republik haben einen Entwurf zur Änderung des 

Gesetzes Nr. 57/2018 Slg. über regionale Investitionsbeihilfen vorgelegt, mit dem auch das 

Einkommensteuergesetz geändert werden soll.   

 

Hauptziel der Gesetzesnovelle ist es, die nachteiligen Auswirkungen der Energiekrise zu eliminieren und die 

Auflagen für die Empfänger von Investitionsbeihilfen zu mildern. Die geänderten Bedingungen gelten auch für 

potenzielle Antragsteller für regionale Investitionsbeihilfen, die neue Investoren anlocken sollen.  

 

Die Novelle bringt eine Reihe vorübergehender Änderungen. Die wichtigsten vorgeschlagenen Änderungen 

sind: 

 

• die Verlängerung der Frist für die Aufnahme der im Investitionsplan vorgesehenen Geschäftstätigkeit und 

die Verlängerung der Frist für den Abschluss der Arbeiten am Projekt, 

• eine Herabsetzung des Werts der Mindeststeigerung der Produktion, 

• Senkung des Betrags an Mindest-Investitionskosten, die in den Jahren 2023 und 2024 in das Projekt 

investiert werden müssen, 

• Herabsetzung des Werts des Mindestzuwachses an Arbeitsplätzen im Rahmen des Projekts in den Jahren 

2023 und 2024. 

 

Mit der vorgeschlagenen Gesetzesnovelle soll auch eine Änderung des Einkommensteuergesetzes eingeführt 

werden, die den Zeitraum verlängert, in dem Empfänger von Investitionsbeihilfen 

Einkommensteuerermäßigungen in Anspruch nehmen können. Im Allgemeinen können Unternehmer, denen 

Investitionsbeihilfen in Form von Einkommensteuerermäßigungen gewährt wurden, die Steuerermäßigungen 

für höchstens zehn unmittelbar aufeinander folgende Steuerjahre in Anspruch nehmen, sofern die 

gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt sind. Es wird vorgeschlagen, in die Frist für die Inanspruchnahme der 

Steuerermäßigung die Steuerzeiträume der folgenden Jahre nicht einzubeziehen: 

 

• 2023 und 2024, wenn der Empfänger der Investitionsbeihilfe Anspruch auf eine Steuerermäßigung auch 

nach dem 31.12.2022 hat, 

• 2024, 2025 und 2026, wenn 2023 das erste Steuerjahr ist, in dem der Empfänger eine 

Einkommensteuerermäßigung beantragen kann.  

 

Es wird vorgeschlagen, dass diese Gesetzesnovelle am Tag ihrer Verkündung in Kraft tritt. 
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7. Änderung des Stiftungsgesetzes und des Bürgerlichen Gesetzbuchs 

Das Justizministerium der Slowakischen Republik hat einen Gesetzentwurf zur Änderung des Gesetzes Nr. 

37/2002 Slg. über Stiftungen und über die Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs sowie zur Änderung und 

Ergänzung einiger Gesetze (im Folgenden nur „Stiftungsgesetz“) vorgelegt. Der Hauptgrund für das 

vorgeschlagene Gesetz ist die Einführung eines Instituts für die Verwaltung von Eigentum zu privaten 

Zwecken, das bisher im slowakischen Recht nicht vorhanden war. Ähnliche Instrumente sind aus dem Ausland 

bekannt, z. B. Treuhandfonds oder private Stiftungsfonds. Damit können Bürgerinnen und Bürger festlegen, 

wie ihr Eigentum verwaltet und an Familienangehörige oder andere von ihnen benannte Personen übergeben 

werden soll.  

 

Mit der vorgeschlagenen Gesetzesnovelle soll ein neuer Begriff hinzugefügt werden: die Privatstiftung. Die 

bevorstehende Novelle wird eine rechtliche Regelung der Funktionsweise einer Privatstiftung, einschließlich 

der Bedingungen für ihre Gründung, beinhalten. Es wird eine Mindestbeitragshöhe an eine Privatstiftung von 

1 EUR vorgeschlagen.  

 

Das Vermögen einer Privatstiftung kann aus allem bestehen, was Gegenstand privatrechtlicher Beziehungen 

sein kann (z.B. bewegliches und unbewegliches Vermögen, Wertpapiere, Geschäftsanteile, Schmuck, 

Kryptowährungen).  

Angaben über den Gründer einer Privatstiftung sollten nicht öffentlich zugänglich sein. 

 

Aus Einkommensteuer-Sicht sollte eine Privatstiftung steuerlich ähnlich behandelt werden wie ein normaler 

Körperschaftsteuerpflichtiger. Beiträge und Spenden an eine private Stiftung sollten daher nicht auf der 

Stiftungsebene besteuert werden. Das Einkommen einer Privatstiftung sollte der Körperschaftsteuer 

unterliegen. Leistungen an den Begünstigten – eine natürliche Person – aus den Gewinnen der Stiftung sollten 

in ähnlicher Weise wie bei Dividenden der Quellensteuer unterliegen.  

 

Wird jedoch an einen Begünstigten eine Leistung erbracht, die nicht aus den Gewinnen der Privatstiftung 

stammt, so wird diese steuerlich genauso behandelt wie eine Spende. Genauso gelten wird auch eine 

unentgeltliche Verwendung des Vermögens der Privatstiftung durch den Begünstigten - eine natürliche Person 

- sowie Erstattung seiner Ausgaben aus dem Vermögen der Privatstiftung, und diese Verwendung des 

Vermögens unterliegt nicht der Einkommensteuer der natürlichen Person. 

 

Das Stiftungsgesetz soll laut Vorschlag am 1. Januar 2024 in Kraft treten. Wir werden Sie jedenfalls in 

künftigen Ausgaben unseres Newsletters ausführlicher über das kommende Gesetz informieren. 

 

 

8. Entwurf einer Änderung des Rechnungslegungsgesetzes 

Nach vorläufiger Information des Finanzministeriums der Slowakischen Republik wird derzeit eine Änderung 

des Gesetzes Nr. 431/2022 Slg. über die Rechnungslegung vorbereitet, die das slowakische Recht noch näher 

an die europäischen Vorschriften heranführen wird. Ziel der vorgeschlagenen Änderung ist es, die Qualität der 
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in den Jahresberichten ausgewählter Unternehmen offengelegten Informationen über deren Auswirkungen auf 

die Umwelt, Soziales und Unternehmensführung (Nachhaltigkeitsinformationen) zu verbessern. Alle diese 

Angaben sollten auch ein einheitliches elektronisches Meldeformat erhalten, das den europäischen Standards 

entspricht, und mit der Verpflichtung verbunden sein wird, dass diese Informationen von unabhängiger Seite 

in einheitlicher Weise verifiziert werden.  

 

Im Zusammenhang mit dieser Änderung ist auch geplant, die Anforderungen an die Berufsausbildung der 

Wirtschaftsprüfer und die Systematik ihrer Arbeit zu ändern. Gegenwärtig sind diese Anforderungen an 

Wirtschaftsprüfer weder durch das Rechnungsprüfungsgesetz noch das Rechnungslegungsgesetz verbindlich 

vorgegeben und sind deshalb auch nicht detailliert geregelt. Im Hinblick auf die geplanten Änderungen der 

Offenlegungspflichten für Nachhaltigkeitsinformationen sind nicht nur Änderungen in den genannten 

Gesetzen, sondern auch im Handelsgesetzbuch erforderlich. 

 

Der voraussichtliche Termin für den Beginn des Stellungnahme-Verfahrens zu der Novelle des 

Rechnungslegungsgesetzes ist der Mai 2023. 

 

 

9. Neuregelung der Lohnzuschläge ab dem 1.6.2023 

Mit Wirkung vom 1.6.2023 wird die Höhe der Gehaltszulagen (Zuschläge) angepasst. Nach mehr als zwei 

Jahren werden die Zuschläge wieder wie folgt an den Mindestlohn gekoppelt:  

 

- Zuschlag für Arbeit an Samstagen: 2,012 EUR (50 % des Mindeststundenlohns) 

- Reduzierter Zuschlag für Arbeit an Samstagen: 1,810 EUR (45% des Mindeststundenlohns) 

- Zuschlag für Arbeit an Sonntagen: 4,023 EUR (100% des Mindeststundenlohns) 

- Reduzierter Zuschlag für Arbeit an Sonntagen: 3,621 EUR (90% des Mindeststundenlohns) 

- Zuschlag für Nachtarbeit bei ungefährlichen Arbeiten: 1,609 EUR (40% des Mindeststundenlohns) 

- Reduzierter Zuschlag für Nachtarbeit bei ungefährlichen Arbeiten: 1,408 EUR (35% des 

Mindeststundenlohns) 

- Zuschlag für Nachtarbeit bei gefährlichen Arbeiten: 2,012 EUR (50% des Mindeststundenlohns) 

- Lohnausgleich für Schwierigkeiten bei der Ausführung der Arbeit: 0,805 EUR (20% des 

Mindeststundenlohns) 

- Lohnausgleich für inaktive Arbeitsbereitschaft außerhalb des Arbeitsplatzes: 0,805 EUR (20% des 

Mindeststundenlohns) 

 

 

10. Nutzung von Straßenkraftfahrzeugen für Geschäftsfahrten 

Das slowakische Finanzministerium hat einen Verordnung zur Erhöhung des Betrags des Grundersatzes für 

die Benutzung von Straßenkraftfahrzeugen bei Geschäftsfahrten je Fahrkilometer von derzeit 0,227 EUR auf 

0,239 EUR vorgelegt. 
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Laut Vorschlag soll diese Verordnung ab dem 1.4.2023 in Kraft treten. Über ihre Verabschiedung werden wir 

Sie in der nächsten Ausgabe unseres Newsletters unterrichten.  

  

 

11. Möglichkeit, einen Zuschuss für ein Prozessaudit zu erhalten 

Wir möchten Sie über die Möglichkeit informieren, die internen Abläufe in Ihrem Unternehmen zu 

verbessern, indem Sie einen Zuschuss von bis zu 9.600 Euro für die Durchführung einer 

Unternehmensprüfung in Anspruch nehmen. 

 

Die Slowakische Wirtschaftsagentur (SBA) hat im Rahmen des Projekts des „Nationalen 

Wirtschaftsstandorts“ (NPC) eine neue Dienstleistung für etablierte Unternehmen eingeführt - 

PROZESSAUDIT. Ziel der Unterstützung ist es, Abläufe in kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) zu 

entwickeln und zu verbessern, deren Chancen aufzuzeigen und frühzeitig vor möglichen Risiken zu warnen. 

Daraus ergeben sich Lösungen und Verbesserungsvorschläge.  

 

Mögliche Prüfungsbereiche: Produktionsprozesse, Marketing, IT, Geschäftsbeziehungen u.a. Eine finanzielle 

Beteiligung Ihrerseits ist nicht erforderlich.  

 

Die Prüfung wird von einem Beratungsunternehmen durchgeführt, das in einem transparenten 

Auswahlverfahren für einen Bereich Ihrer Wahl ausgewählt wird. Sobald die erforderlichen Schritte 

abgeschlossen sind, werden dem Beratungsunternehmen die Kosten für die abgeschlossene Prüfung 

erstattet. Der Gutschein kann nicht für Finanz- oder Rechnungsprüfungen verwendet werden.  

 

Der Prozessaudit-Gutschein kann von Unternehmen in Anspruch genommen werden, die seit mehr als 3 

Jahren bestehen, weniger als 250 Mitarbeiter beschäftigen und einen Jahresumsatz von höchstens 50 Mio. 

€ bzw. eine Jahresbilanzsumme von höchstens 43 Mio. € aufweisen.  

 

Weitere Informationen über die Bearbeitung und Bewertung Ihres Antrags finden Sie auf der NPC-Webseite, 

aber wir beraten Sie auch gerne persönlich.  

 

Wir beraten Sie auch gerne über die Möglichkeit, dieses Subventionsprogramm entsprechend Ihren 

Bedürfnissen zu nutzen. 
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Dieser Newsletter wurde von TPA erstellt. 

Mit freundlichen Grüßen, 

 

Ihr TPA-Team. 

 

Kontakt:   

TPA Slowakei 

Blumental Offices II  

Nám. Mateja Korvína 1 

811 07 Bratislava 

 

TPA Slowakei 

Letná 27 

040 01 Košice 

 

Tel.: +421 (02) 57 351 111  

 

www.tpa-group.sk 

www.tpa-group.com  

 

Wenn Sie regelmäßig Informationen erhalten möchten, abonnieren Sie den Newsletter auf unserer Webseite. 
 

IMPRESSUM Die in diesem Dokument enthaltenen Informationen dienen nur allgemeinen Informationszwecken. Wenn Sie diese in der Praxis anwenden 

möchten, empfehlen wir Ihnen, dies nur auf Grundlage einer Expertenberatung zu tun, in der alle Aspekte des konkreten Falls beurteilt werden können. 

Dieses Dokument stellt keinen Ersatz für eine professionelle Beratung dar und TPA kann daher nicht für Schäden haftbar gemacht werden, die sich aus der 

Verwendung der hierin enthaltenen Informationen ergeben können. 

Copyright © 2020 TPA, Blumental Offices II, Nám. Mateja Korvína 1, 811 07, Bratislava 

Alle Rechte vorbehalten. 
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